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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Staatsrechnung

Im April 2019 veröffentlichte der Bundesrat die Staatsrechnung 2018. Wie immer seit
dem Jahr 2009 schrieb der Bund schwarze Zahlen – im Schnitt beträgt der jährliche
Haushaltsüberschuss seit 2009 CHF 2.8 Mrd. Das Finanzierungsergebnis 2018 ergab
einen Überschuss in der Höhe von CHF 3.029 Mrd.; prognostiziert worden war ein
Überschuss von CHF 295 Mio. Wie bereits im Vorjahr war der hohe Überschuss auf die
hohen ordentlichen Einnahmen zurückzuführen; diese übertrafen die veranschlagten
Einnahmen um CHF 2.2 Mrd. und kamen insgesamt auf CHF 73.5 Mrd. zu liegen. Auch
dieses Jahr wurden vor allem Mehreinnahmen bei der Verrechnungssteuer (+CHF 1.6
Mrd.) und bei der direkten Bundessteuer (+CHF 0.9 Mrd.) verzeichnet. Hinzu kamen
ausserordentliche Einnahmen in der Höhe von CHF 90 Mio., die von der Rückzahlung
der unrechtmässig erhaltenen Subventionen der Postauto AG stammten. Die
ordentlichen Ausgaben beliefen sich auf CHF 70.6 Mrd. und unterschritten den
Voranschlag um CHF 450 Mio.; ungefähr CHF 300 Mio. weniger wurden bei der
Sicherheit, etwa CHF 400 Mio. weniger bei der sozialen Wohlfahrt ausgegeben. Einige
Bereiche verzeichneten jedoch auch höhere Ausgaben als geplant. 
Erstmals seit 1997 fielen die Bruttoschulden unter CHF 100 Mrd.; sie wurden um CHF
5.8 Mrd. auf CHF 99.4 Mrd. reduziert. Die Erfolgsrechnung schloss mit einem
Ertragsüberschuss von CHF 5.7 Mrd., die Investitionsrechnung mit einem Minus von
CHF 9.7 Mrd. Begründet wurde Letzteres durch den Ausgabenanstieg um 30.1 Prozent
auf Ausgaben in der Höhe von 10.9 Mrd., die der Bundesrat insbesondere durch die
erstmaligen Einlagen im Netzzuschlagsfonds (CHF 1.3 Mrd) und im Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds (CHF 1.1 Mrd.) erklärte. Im Rahmen der Staatsrechnung
2018 publizierte der Bundesrat auch die im letzten Jahr geforderten Korrekturen an der
Staatsrechnung 2017. 
Die Medien schwankten in ihrer Beurteilung des Ergebnisses wie schon im Jahr zuvor
zwischen Freude über den Überschuss und Kritik an der Differenz zum Voranschlag. Der
Tagesanzeiger sprach von einem «Rekordergebnis» und zitierte Philipp Müller (fdp, AG),
der die Überschüsse als «Konjunkturpuffer» befürwortete. Er liess aber auch Erich
Ettlin (cvp, OW) und Mattea Meyer (sp, ZH) mit eher bis sehr kritischen Stimmen zu Wort
kommen. Letztere vermutete eine Systematik hinter den pessimistischen Schätzungen
und kritisierte insbesondere die Schuldenbremse. 

Kaum zu Diskussion, jedoch zu ausführlichen Berichten der Kommissionssprecherinnen
und -sprecher kam es im Ständerat, der die Staatsrechnung, die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds sowie die Rechnung des Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2018 in der Sommersession 2019 einstimmig
annahm. Im Nationalrat wurde zwar etwas länger über die Staatsrechnung diskutiert –
einmal mehr warnten die Bürgerlichen, darunter auch Finanzminister Maurer, vor
kritischeren Aussichten für die Zukunft und mahnten folglich zu Sparsamkeit, während
die Linken eben genau dieses Vorgehen des Mahnens, Sparens und Überschüsse-
Schreibens kritisierten. Dennoch nahm auch der Nationalrat alle drei Rechnungen
einstimmig an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
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Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Am Sonntag, 10. Juni 2018 trat die Postchefin Susanne Ruoff zurück – am Tag bevor der
interne Bericht zum Postauto-Skandal veröffentlicht wurde. Obschon der Bericht keine
Beweise enthalte, dass sie von den Umbuchungen in der PostAuto-Buchhaltung gewusst
habe, übernehme sie die Verantwortung, erklärte Susanne Ruoff. 
Der Rücktritt der Postchefin steigerte das ohnehin grosse öffentliche Interesse, mit
welchem die Veröffentlichung des internen Untersuchungsberichts von Post-
Verwaltungsratspräsident Urs Schwaller am 11. Juni 2018 erwartet wurde. Alt-Ständerat
Schwaller, der seit 2016 im Verwaltungsrat der Post sitzt, gab bei der Präsentation des
Untersuchungsberichts bekannt, dass die gesamte Geschäftsleitung der PostAuto
zurücktrete. Interimistisch würden Ulrich Hurni die Konzernleitung der Post und
Thomas Baur die Geschäftsführung der PostAuto übernehmen. Der Bericht zeigte auf,
wie die PostAuto ihre Buchungsstruktur anpasste, mit dem alleinigen Ziel, Gewinne aus
der Bilanz zu buchen, um weitere Subventionsansprüche zu legitimieren. Der Bericht
warf die Frage auf, inwiefern frühere Führungspersonen der Post, so etwa Peter Hasler,
Verwaltungsratspräsident der Post von 2010 bis 2016, Ulrich Gygi (Post-Konzernleiter
von 2000 bis 2009) und Jürg Bucher (Post-Konzernleiter von 2009 bis 2012)
Mitwissende waren. Zwar durften wegen der laufenden Untersuchung des Fedpol für
den internen Bericht keine Befragungen durchgeführt werden, allerdings hielt der
Bericht fest, die Geschäftsführung habe die vorgeschlagenen Umbuchungen jeweils
genehmigt. Im gleichzeitig mit dem internen Bericht veröffentlichten
Expertengutachten wurden Fragen betreffend die Rolle des Bundesamtes für Verkehr
aufgeworfen: Preisüberwacher Stefan Meierhans hatte schon 2012 bei der
Postgeschäftsleitung nachgefragt, wo Gewinne der PostAuto «verschwunden» seien,
habe jedoch keine zufriedenstellende Antwort erhalten. Er sei deshalb auch beim BAV
vorstellig geworden. Nach einem Hearing mit Post, BAV und Meierhans, sei der Ball beim
BAV gelegen – dieses habe jedoch nichts weiter unternommen, wurde im
Expertengutachten vermerkt. Es gebe jedoch keine Hinweise auf eine «absichtliche
Untätigkeit» des BAV. Bundesrätin Leuthard kündigte in den Medien an, beim BAV ein
Audit durchzuführen, um zu sehen, weshalb die Aufsicht versagt hatte. 
Postpräsident Schwaller kündigte bei der Präsentation des internen Berichts zudem an,
dass sich die PostAuto aus ihren Aktivitäten in Frankreich zurückziehen werde. Dies sei
ein strategischer Entscheid, erklärte Schwaller. 2

ANDERES
DATUM: 11.06.2018
NIKLAUS BIERI
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